
rieg gegen den Terror« − ein Schlagwort
und ein ideologischer Kampfb egriff der

US-Regierung − soll laut Hillary Clinton seit März
2 0 0 9 nicht mehr von der Ob ama-Regierung ver-
wendet werden . Die Frage ist, ob d amit auch die
Missachtung völkerrechtlicher Standards auf den
Müllhaufen der Geschichte geworfen werden soll .

Völkerrechtswidrige Kriege

Einer der Kriege der letzten Jahre , allesamt völker-
rechtswidrig o der zumindest mit zweifelhafter
völkerrechtlicher Grundlage − 1 9 9 9 in Jugo slawi-
en, seit 2 0 0 1 in Afghanistan, 2 0 0 3 im Irak und
2 0 1 1 in Libyen − ist offen als »Krieg gegen den Ter-
ror« geführt worden :

Ohne Mandat de s UN-Sicherheitsrats hab en
die USA und Verbündete , darunter auch D eutsch-
land , als Reaktion auf die Verbrechen der 9/ 1 1 -At-
tentate unter dem Motto » Operation Enduring
Freedom« im Oktob er 2 0 0 1 einen Krieg gegen Af-
ghanistan b egonnen . Tatsachen, welche die USA
zur Verteidigung b erechtigt hätten, sind niemals
b elegt worden .

D er p arallel geführte militärische Isaf-Einsatz
von Nato-Truppen b eruhte zwar auf einem Man-
dat de s UN-Sicherheitsrats . Die se s b erechtigte
ab er nur zur militärischen Unterstützung der ein-
ge setzten Üb ergangsregierung Afghanistans b ei
der Aufrechterhaltung der Sicherheit. D er Einsatz
wird mit B illigung de s UN-Sicherheitsrats bis heu-
te fortgesetzt, obwohl weder das sog . Petersb erg-
Abkommen und die afghanische »Verfassung«
no ch die Karsai-Regierung j emals demokratisch
legitimiert wurden.

Allen genannten Kriegen war gemeinsam,
dass die angegeb enen und die tatsächlichen
Kriegsziele wechselten und nicht immer klar zu
erkennen waren . Gemeinsam war ihnen auch,
dass Medienb erichte d as militärische Vorgehen
weitgehend unkritisch b efürworteten . Alternati-
ve nichtmilitärische Lö sungskonzepte sind öf-
fentlich kaum diskutiert worden .

Recht auf Militäreinsätze?

E s mu ss ernsthaft b ezweifelt werden, ob Politiker
und Journalisten erkennen und akzeptieren, d ass
militärische Gewalt zur Lö sung von Konflikten
durch das Völkerrecht grundsätzlich verb oten
und nur au snahmsweise unter engen Vorausset-
zungen gestattet ist.

Völkerrechtliche Grundlage ist die nach dem
verheerenden Zweiten Weltkrieg geschaffene
UN-Charta, eine der wichtigsten zivilisatorischen
Errungenschaften der Menschheit. Mit ihr ver-
pflichten sich alle 1 9 3 Mitgliedsstaaten, »den Welt-
frieden und die internationale Sicherheit zu wah-
ren und zu diesem Zweck wirksame Kollektiv-
maßnahmen zu treffen, . . . um Friedensbrüche . . .
durch friedliche Mittel nach den Grundsätzen der
Gerechtigkeit und des Völkerrechts . . . b eizule-
gen. « (Art. 1 Ziffer 1 UN-Charta) . Zentrale Eck-
punkte sind
− die zwingende Verpflichtung zur friedlichen

B eilegung aller Streitigkeiten (Art. 2 Ziffer 3 ) ,
− d as allgemeine Verb ot der Androhung und An-

wendung von Gewalt (Art. 2 Ziffer 4) und
− ein multilaterales Krisenmanagement mit der

Möglichkeit, (als letzte s Mittel) Rechtsbrecher
mit Gewalt auf die Einhaltung der Regeln der
Gemeinschaft zu verpflichten .

1 )

Sicherheitsrat

D as herausragende Organ der UN ist der Sicher-
heitsrat (SR) . Ihm ist die vorrangige Verantwor-
tung für die Wahrung de s Weltfriedens und der in-
ternationalen Sicherheit üb ertragen worden (Art.
2 4 Ab s . 1 ) . Er darf S anktionen nach Kap . VII (UN-
Charta) anordnen, ab er nur nachdem die Mitglie-
der des Sicherheitsrats gemäß Art. 39 förmlich
festgestellt hab en, d ass »eine B edrohung o der ein
B ruch des Friedens o der eine Angriffshandlung

1 ) Michael B othe in Vitzthum, »Völkerrecht« , 4 .A, 2 0 07, S . 6 6 4 ; Horst
Fischer in Knut Ip sen, »Völkerrecht« , 5 .A, 2 0 0 4 , S . 1 1 0 9
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(Aggre ssion) vorliegt. « D ab ei sind der Friedensb e-
griff und der Aggressionsb egriff in der UN-Charta
nicht definiert.

D er B egriff des »Terrorismu s« taucht in der
UN-Charta nicht auf. Die UN-Mitgliedsstaaten ha-
b en sich bisher weder auf eine D efinition des Ter-
rorismu s no ch auf eine umfassende Anti-Terror-
Konvention einigen können .

2 )

Ich gehe von dem Terrorismus-B egriff au s , der
den SR-Resolutionen der vergangenen Jahre zu-
grunde liegt, die j eweils an konkrete Gewaltakte
anknüpfen . Für die rechtliche B ewertung ist von
B edeutung, ob der konkrete Terrorakt von priva-
ten Personen/Gruppen verübt worden ist o der ob
der Terrorakt einem anderen Staat nachweisb ar
zuzurechnen ist. D enn nur in die sem zweiten Fall
kann der Terrorakt eine Verletzung des Gewalt-
verb ots nach Art. 2 , Ziffer 4 UN-Charta darstellen
und damit den b etroffenen Staat zur Selb stvertei-
digung b erechtigen . Ist der Terrorakt keinem
Staat zuzurechnen, darf der b etroffene Staat nur
mit polizeilichen und justiziellen Mitteln reagie-
ren .

D er SR kann in b eiden Fällen, also auch im Fal-
le privaten Terrors den internationalen Frieden
als b edroht ansehen und S anktionen anordnen .
Au s der Tatsache , dass der SR terroristische Akte
als Friedensb edrohung feststellt, ist j edo ch no ch
nicht zu schließen, dass auch eine Verletzung des
Gewaltverb ots vorliegt.

3 )

Handlungsspielräume

des Sicherheitsrats

In den letzten zwanzig Jahren hat der SR schritt-
weise die alleinige Zuständigkeit für das Ein-
schreiten b ei Terroranschlägen für sich in An-
spruch genommen . Die folgenden SRs-Re solutio-
nen b elegen das , wob ei sich aus ihnen b ereits die
Wege und Mittel des Einschreitens ergeb en :

1 9 9 2 ist der SR mit der Resolution 74 8 wegen
der Nichtau slieferung der mutmaßlichen Attentä-
ter von Lo ckerbie gegen Libyen vorgegangen . Er
hat sich auf Kap . VII b erufen und die Verhinde-
rung von Handlungen des internationalen Terro-
rismu s als essentiell für die Wahrung de s Friedens
und der Sicherheit b ezeichnet.

4)

1 9 9 9 hat er mit der Resolution 1 2 67 nach Kap .
VII weit reichende S anktionen gegen das Talib an-
Regime in Afghanistan b e schlo ssen .

5 )

Als B egrün-
dung wurde angeführt, dass die Talib an die Au s-
bildung von Terroristen und die Vorb ereitung ter-
roristischer Anschläge ermöglichten . Die Verhin-
derung des Terrorismus sei essentiell für die Wah-
rung des Friedens und der Sicherheit. Angeordnet

wurden Flugverb otszonen für die Flugzeuge und
d as Einfrieren von B ankkonten und des Vermö-
gens der Talib an . Ein S anktions-Komitee sollte die
Durchführung kontrollieren . Die S anktionen
wurden sp äter um Reiseverb ote , Waffenemb ar-
go s und den Personenkreis erweitert. Die S ankti-
onsau sschü sse de s SR führen umstrittene Listen
von Verdächtigen, gegen die alle UN-Mitglieds-
staaten einzu schreiten verpflichtet sind .

6)

Eb enfalls im Jahre 1 9 9 9 forderte der SR durch
die Resolution 1 2 69 die Staaten allgemein zur B e-
kämpfung des Terrorismu s und zum Ab schlu ss ei-
ner internationalen Anti-Terrorismus-Konventi-
on auf.

7)

D asselb e wiederholte er am 1 2 . 9 . 2 0 0 1 , ei-
nen Tag nach dem Anschlag auf die Twin-Towers ,
d as Pentagon und andere Einrichtungen der USA,
wob ei er die Terroranschläge als kriminell und als
B edrohung de s Weltfriedens und der internatio-
nalen Sicherheit b ezeichnete .

8)

Mit der Resolution 1 373 vom 2 8 . 9 . 2 0 0 1 ging
der SR no ch sehr viel weiter.

9)

Erneut b ezeichnete
er sich als allgemein zuständig für Akte de s inter-
nationalen Terrorismu s und erklärte , dass er j e-
den Akt des internationalen Terrorismu s als B e-
drohung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit b etrachtet. Seine Maßnahmen nach
Kap . VII richten sich an alle Staaten . Nach Art ei-
ner Rahmengesetzgebung gebietet er, die Finan-
zierung terroristischer Handlungen zu verhin-
dern und d as Geldsammeln zu b estrafen, Vermö-
gen einzufrieren, Geldtransfer zu verbieten, vor
Anschlägen zu warnen, Zufluchtsorte zu verwei-
gern, die Nutzung der Hoheitsgebiete zu verhin-
dern, Unterstützer vor Gericht zu stellen, die B e-
wegung von Terroristen durch Grenzkontrollen
zu verhindern, relevante Informationen au szutau-
schen, den Missbrauch der Asylgewährung und
de s Flüchtlingsstatu s zu verhindern und binnen
9 0 Tagen üb er die eingeleiteten Schritte B ericht
zu erstatten . Die Maßnahmen sind zeitlich, räum-
lich und sachlich nicht b egrenzt. Zur Üb erwa-
chung wurde ein Counter-Terrorism-Committee
geschaffen .

Hervorzuheb en ist, d ass die se Maßnahmen
zur B ekämpfung des internationalen Terrorismu s
»friedliche (nichtmilitärische) S anktionen« nach
Art. 4 1 UN-Charta sind . Militärische S anktionen
hat der SR vermieden, offensichtlich, weil die Ter-
rorakte keinem Staat zuzurechnen waren .

Einen Schritt weiter ging der SR b ei den B om-
b enattentaten von Madrid 2 0 0 4 . Obwohl er eb en-
so wie die sp anische Regierung die Verantwort-
lichkeit der ETA unterstellte − und damit nicht ei-
nem internationalen Terrorismus − sah er sich als
zu ständig an und ging nach Kap . VII vor, indem er

2 ) auswaertiges-amt. de - »Terrorismusb ekämpfung in den Vereinten
Nationen (VN)«

3) Michael B othe in Vitzthum aaO , S . 65 1

4) S/RE S/74 8 vom 3 1 . 3 . 1 9 9 2

5 ) S/RE S/ 1 2 67 ( 1 9 9 9)

6) auswärtiges-amt. de »Terrorismu sb ekämpfung in den Vereinten
Nationen«

7) S/RE S/ 1 2 69 ( 1 9 9 9)

8) S/RE S/ 1 3 68 (2 0 0 1 )

9) S/RE S/ 1 373 (2 0 0 1 )
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die terroristischen Anschläge als B edrohung für
den Frieden und die Sicherheit b ezeichnete .

1 0)

Er
po stulierte die Verpflichtung aller Staaten, im
Rahmen ihrer Verpflichtungen aus der Resoluti-
on 1 373 ( !) die Drahtzieher der Anschläge zu üb er-
führen und vor Gericht zu stellen.

Die se Inanspruchnahme einer Allzu ständig-
keit b ei terroristischen Anschlägen wird ergänzt
durch die Resolution 1 5 4 0 , mit der die Weitergab e
von AB C-Waffen als B edrohung für den internatio-
nalen Frieden und die Sicherheit b ezeichnet und
allen Staaten ein umfassender Pflichtenkatalog
auferlegt wird .

1 1 )

Kritik am Sicherheitsrat

Kritik wegen der fehlenden Einhaltung der men-
schenrechtlichen Stand ard s veranlassten den SR
in sp äteren Resolutionen, b ei der B ekämpfung
des Terrorismu s die Menschenrechte stärker her-
vorzuheb en .

1 2 )

Die kritischen Entscheidungen
verschiedener regionaler Gerichte wegen des feh-
lenden Rechtschutze s führten zur Einrichtung ei-
ne s »Ansprechpartners« und verb e sserter An-
hörungsmöglichkeiten . 2 0 09 richtete der SR
schließlich das Amt einer Ombudsperson ein,

1 3 )

das 2 0 1 1 no chmals deutlich aufgewertet wurde .
14)

B ereits am 7. 6 . 2 0 1 0 war die ehemalige Richterin
am Internationalen Strafgerichthof Kimb erley
Pro st zur Ombud sperson ernannt worden. B e-
schwerden können übrigens per e-Mail eingelegt
werden .

1 5 )

Die D efinitionshoheit des SR, was er als Terro-
rismu s ansieht und was nicht, ist zu Recht kriti-
siert worden . Hinzu kommt die fehlende gerichtli-
che Kontrolle . Kontrolliert werden können die
Anordnungen des SR erst in der Phase ihres Voll-
zuges durch die verpflichteten Staaten . D ab ei kön-
nen sie von nationalen und regionalen Gerichten
üb erprüft werden . Setzen die se dem SR Grenzen,
so wird er das nicht unb e achtet lassen können −
denn er ist b eim Vollzug seiner S anktionen auf die
Einzelstaaten angewiesen .

Sanktionsmaßnahmen

Die Möglichkeiten de s SR, im Rahmen von Kapitel
VII durch S anktionsmaßnahmen nach Art. 4 1 UN-
Charta gegen den Terrorismu s vorzugehen, sind
umfassend . Zwar nennt die UN-Charta nur die Un-
terbrechung von Wirtschaftsb eziehungen, de s Ei-
senb ahn-, See- und Luftverkehrs , der Po st-, Tele-

graphen- und Funkverbindung sowie sonstiger
Verkehrsmöglichkeiten und den Abbruch der dip-
lomatischen B eziehungen . Art. 4 1 UN-Charta er-
möglicht j edo ch den Einsatz aller denkb aren
nicht-militärischen Mittel , um auf einen Staat, der
die Friedenspflichten nicht b e achtet, Druck aus-
zuüb en

1 6)

(wie gegen Libyen im Falle Lo ckerbie)
o der um allgemeine Maßnahmen qu asi-ge setzge-
b erischer Art anzuordnen .

1 7)

(wie nach 9/ 1 1 durch
die Re s . 1 373 , s . o .) . Von erheblicher Reichweite
sind d ab ei Maßnahmen des SR, die darauf hinzie-
len, die finanzielle B asis de s Terrorismu s zu zer-
stören .

1 8)

Militärische S anktionsmaßnahmen nach Art.
4 2 UN-Charta darf der SR nur sub sidiär anordnen,
wenn nichtmilitärische S anktionen vorau ssicht-
lich unzulänglich sind o der sich als unzulänglich
erwiesen hab en .

Die Frage , ob die Terrorakte b e stimmten Staa-
ten zuzurechnen sind , lässt sich häufig auch für
den SR nicht b e antworten. D as mag der Grund da-
für sein, dass der SR die Terroranschläge meistens
nur als Akte der Kriminalität b ezeichnet und die
Staaten dazu auffordert, »die Täter, Organisatio-
nen und Förderer vor Gericht zu stellen«

1 9)

, also
mit S anktionen der Zivilge sellschaft zu re agieren.

Selbstverteidigungsrecht

Die mit Terroranschlägen angegriffenen Staaten
können sich durch Selb stverteidigung nach Art.
5 1 UN-Charta gegen die Staaten zur Wehr setzen,
denen nachgewiesen werden kann, dass sie den
Terror veranlasst o der gefördert hab en . D er Inter-
nationale Gerichthof (IGH) hat entschieden, d ass
ein b ewaffneter Angriff nur dann zur Selb stvertei-
digung b erechtigt, wenn er eine gewisse Intensi-
tät hat. Ein Gewaltakt unterhalb die ser Schwelle
lö st das Recht auf sofortige und verhältnismäßige
Abwehrmaßnahmen aus , nicht j edo ch ein umfas-
sendes Selb stverteidigungsrecht.

2 0)

Die Frage , ob die im Oktob er 2 0 0 1 b egonnene
»Operation Enduring Freedom« und der Angriff
auf Afghanistan mit dem Völkerrecht vereinb ar
sind , lässt sich eindeutig b eantworten .

Obwohl sich die USA b ereits kurz nach den
Terroranschlägen vom 1 1 . 9 . 2 0 0 1 mehrmals um ei-
ne Re solution de s SR b emüht hatten, die einen An-
griff auf Afghanistan autorisiert hätte , hat der SR
in allen Re solutionen eindeutig vermieden, Mili-
täraktionen zu b eschließen . Er hat stattdessen alle
Staaten aufgefordert, zusammen zu arb eiten, um
die Täter, Organisationen und Unterstützer vor
Gericht zu bringen .1 0) S/RE S/ 1 5 3 0 (2 0 0 4)

1 1 ) S/RE S/ 1 5 4 0 (2 0 0 4)

1 2 ) z . B . durch S/RE S/ 1 5 5 6 (2 0 0 3) und S/RE S/ 1 5 6 6 (2 0 0 4) , vgl . aus-
waertiges-amt. de - aaO

1 3 ) S/RE S/ 1 9 0 4 (2 0 0 9)

1 4) S/RE S/ 1 9 89 (2 0 1 1 )

1 5 ) Office of the Ombudsp erson, Ro om TB-0 8 0 4 1 D , U nited Nations
New York, NY 1 0 0 1 7 United States of America, Tel : + 1 2 1 2 9 6 3
2 67 1 Fax: + 1 2 1 2 9 6 3 1 3 0 0/37 78 E-mail : ombudsperson@un. org

1 6) Michael B othe in Vitzthum aaO , S . 674

1 7) Michael B othe in Vitzthum aaO , S . 676

1 8) Michael B othe in Vitzthum aaO , S . 675

1 9) auch durch S/RE S/ 1 4 3 8 (2 0 0 2 ) b etr. B omb enanschläge auf B ali

2 0) Michael B othe in Vitzthum aaO , S . 6 5 3
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D er SR hat den USA im konkreten Fall auch
kein Selb stverteidigungsrecht zugebilligt. In den
Einleitungen seiner Resolutionen 1 3 68 und 1 37 3
hat er lediglich allgemein d as »naturgegeb ene
Recht der Selb stverteidigung im Einklang mit der
Charta« b ekräftigt. Die ses in Art. 5 1 UN-Charta ge-
regelte Recht steht einem angegriffenen Staat nur
zu , bis und solange der SR die zur Friedenssiche-
rung erforderlichen Maßnahmen getroffen hat.
D as war mit den umfassenden Maßnahmen der
SR-Resolutionen 1 3 68 und 1 373 b ereits im Sep-
temb er ge schehen .

D arüb er hinaus lagen auch die Vorau ssetzun-
gen de s Selb stverteidigungsrechtes nicht vor: D er
Angriff war abge schlo ssen, die Täter tot, die Ge-
fahr weiterer Angriffe war eb en so wenig zu b ele-
gen wie die Mitverantwortung des Staates Afgha-
nistan.

US-Präsident George W. Bu sh mu ss das ge-
wu sst hab en . D enn in seiner ersten Fernsehan-
sprache unmittelb ar nach den Anschlägen hat er
angekündigt, die USA werde die Täter ermitteln
und vor Gericht stellen . B ereits in der nächsten öf-
fentlichen Erklärung ging er auf Kriegskurs .

Werden Staaten Opfer terroristischer Akte , die
sie anderen Staaten zurechnen können und die
mittelb ar den Frieden gefährden können, so sind
sie nach Kapitel VI verpflichtet, sich zunächst um
die B eilegung durch Verhandlungen, Untersu-
chungen, Vermittlungen, gerichtliche Entschei-
dungen, die Inanspruchnahme regionaler Ein-
richtungen o der durch andere friedliche Mittel zu
b emühen . D azu können sie auch vom SR aufgefor-
dert werden .

Werden Staaten Opfer terroristischer Angrif-
fe , die sie keinem anderen Staat zurechnen kön-
nen, gibt es nur den Weg üb er polizeiliche Ermitt-
lungen und Maßnahmen der Justiz . Die Anrufung
de s Internationalen Gerichtshofs ist au sge schlo s-
sen. In diesem Zu sammenhang werden die zahl-
reichen internationalen Abkommen b edeutsam ,
die zur B ekämpfung des Terrorismu s , der Pirate-
rie und des Schutzes der Zivilluftfahrt und b e-
stimmter Personenkreise von den Staaten verein-
b art worden sind .

2 1 )

UN-Generalversammlung

Die UN-Generalversammlung ist auch b ei Terror-
anschlägen völkerrechtlich nicht b erechtigt, der
Staatengemeinschaft durch S anktionen b e stimm-
te Verhaltensweisen vorzu schreib en. Im Falle der
Lähmung des SR durch einen Veto-Staat gibt die
Möglichkeit einer »Uniting for Peace-Re solution«
der UN-Generalversammlung heute nur no ch die

Möglichkeit zur Einb erufung einer Notstands-
Sondertagung.

2 2 )

Die UN-Generalversammlung hat − allerdings
völkerrechtlich nicht rechtsverbindlich

2 3 )

−
Grundsätze der Verhütung und B ekämpfung ter-
roristischer Akte aufgestellt

2 4)

, Empfehlungen ab-
gegeb en und Anti-Terror-Konventionen vorb erei-
tet und gefördert.

2 5 )

UN-Generalsekretär Kofi
Annan hat Empfehlungen für eine weltweite Stra-
tegie der UN zur B ekämpfung des Terrorismu s
vorgestellt, die 2 0 0 6 zur Verab schiedung einer
entsprechenden Re solution der UN-Generalver-
sammlung führten .

2 6)

Rechtliche Grenzen

für den Sicherheitsrat

Sind dem SR rechtliche Grenzen ge setzt? Art. 39
UN-Charta gewährt dem SR kein rechtlich unb e-
grenztes Erme ssen, das Vorliegen von Situ ationen
fe stzu stellen, in denen seine Zu ständigkeit ein-
greift.

2 7)

D enn die in Art. 39 UN-Charta verwende-
ten B egriffe sind Rechtsb egriffe , also üb erprüf-
b ar. Rechtsschutz gibt e s j edo ch nicht. D er Inter-
nationale Gerichtshof in D en Haag (IGH) b e sitzt
keine Kompetenz, die Einhaltung der S atzung
durch andere UN-Organe zu kontrollieren . Er
kann nur um Rechtsgutachten geb eten werden −
und auch nur durch andere UN-Organe . Wenn
UN-Mitgliedsstaaten die Auffassung vertreten,
Maßnahmen de s SR seien rechtswidrig, so können
sie diese nicht unmittelb ar anfechten .

2 8)

Sie hab en
nur die Möglichkeit der indirekten Rechtskontrol-
le auf der Eb ene der Mitgliedsstaaten, die die Re so-
lution au sführen.

2 9

)
D as Problem, d ass der Sicherheitsrat durch

den Einspruch nur einer der fünf Veto-Mächte an
dem Einschreiten gehindert werden kann, lässt
sich hier nicht lö sen. Vorschläge , die UN o der Ein-
richtungen der Vereinten Nationen zu reformie-
ren, sind im Konfliktfall nicht hilfreich . Eine Än-
derung der UN-Charta mü sste von allen 1 9 3 UN-
Staaten mühsam au sgehandelt, unterzeichnet und
ratifiziert werden . In dieser Hinsicht ist wenig zu
erwarten . Kommt durch ein Veto kein B eschluss
zu stande , erhält das Selb stverteidigungsrecht des
angegriffenen Staates wieder größere B edeutung .
Rechnet dieser einen Terrorsanschlag einem an-
deren Staat zu und setzt sich ihm gegenüb er zu
Wehr, so kann eine rechtliche Üb erprüfung nach-
träglich durch den IGH stattfinden .

2 1 ) z . B . das »Europ äische Abkommen zur B ekämpfung des Terroris-
mu s« vom 2 7. 1 . 1 97 7, das die Au slieferung der Verdächtigen regelt ;
das Üb ereinkommen üb er die Hohe See , die D iplomatenschutz-
konvention o der das Üb ereinkommen zur B ekämpfung wider-
rechtlicher H andlungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt.
Vgl . b ei Michael B othe in Vitzthum aaO , S . 6 4 8

2 2 ) Eckart Klein in Vitzthum aaO , S . 3 2 4 ; Volker Epping in Knut Ip sen
aaO , S . 4 8 3

2 3 ) Eckart Klein in Vitzthum aaO , S . 3 2 3 , 3 2 8

2 4) Re s . 49/60 vom 9 . 2 . 1 9 94 ; Res . 5 1 /2 1 0 vom 1 7. 1 1 . 1 9 9 6

2 5 ) auswaertiges-amt. de - aaO

2 6) Re s . 60/2 8 8 am 8 . 9 . 2 0 0 6 ohne Ab stimmung verab schiedet −
un. org/depts/german/gv-60/b and 3/ar60 2 8 8

2 7) Michael B othe in Vitzthum aaO , S . 674

2 8) Eckart Klein in Vitzthum aaO , S . 3 4 8

2 9) Eckart Klein in Vitzthum aaO , S . 3 37
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Eine Alternative zur Einhaltung und Stärkung
des UN-Systems gibt es nicht, wenn wir vermei-
den wollen, dass in den internationalen B eziehun-
gen Willkür, Gewalt und d as Recht de s Stärkeren
herrschen .

Was kann die Friedensbewegung tun?

B ei der Ombudsperson der UN können B e schwer-
den gegen S anktionen de s SR eingelegt werden,
die z . B . aufgrund einer unzureichenden S achver-
haltsermittlung o der ohne au sreichende Prüfung
nichtmilitärischer S anktionen und unter Verlet-
zung de s Prinzip s der Sub sidiarität b e schlo ssen
worden sind .

D er Durchführung ziviler und militärischer
Maßnahmen können innerstaatlich Steine in den
Weg gelegt werden : Würde die Bundeswehr im
Rahmen eines von dem SR ermächtigten Antiter-
ror-Einsatzes unb erechtigt militärische Gewalt
anwenden, so sollte der Rechtsweg vor die Ver-
waltungsgerichte o der üb er das Bunde sverfas-
sungsgericht geprüft werden . D as Gleiche gilt für
möglicherweise grundrechtswidrige Ermitt-
lungs- o der Verfolgungsmaßnahmen.

Strafrechtlich könnten die Regierungsmitglie-
der wegen Führung eines Angriffskrieges aller-
dings no ch nicht verfolgt werden . D enn im Völ-

kerstrafge setzbuch ist die Führung eines Angriffs-
kriege s nur als künftiger Straftatb estand vorgese-
hen. Die Konkretisierung scheitert bislang daran,
dass sich die Staatengemeinschaft nicht auf eine
gemeinsame D efinition der Aggre ssion einigen
kann .

In D eutschland ist das Geb ot des Art. 2 6 GG,
den Angriffskrieg strafrechtlich zu ächten, vom
Ge setzgeb er völlig unzureichend umge setzt wor-
den . Nach § 8 0 StGB ist lediglich die Vorb ereitung
eine s Angriffskriege s , nicht j edo ch die Führung
o der B eteiligung strafb ar.

D arüb er hinau s bleibt nur der Weg, auf die öf-
fentliche Meinung und die Politik Einflu ss zu neh-
men . D er Proze ss de s fact-finding, d .h . der sorgfäl-
tigen Ermittlung und Fe ststellung der Tatsachen,
mit denen das Einschreiten b egründet wird , sollte
b e sonders sorgfältig geprüft werden . B ekannt-
lich stirbt die Wahrheit im Krieg als Erste s .

Zudem dürfte die Aufdeckung und B ehebung
der vielfältigen Ursachen de s Terrorismu s nach-
haltiger wirken als alle UN-S anktionen .

Bernd Hah nfeld istRich ter i. R. und Vorstandsm it-

glied der deutschen Sektio n der in terna tio nalen

Juristenverein igung IALANA . Der Vortrag wurde

bei der In terna tionalen Münch ner Friedensko n-

ferenz am 3. Februar gehalten.

26

Heidi Meinzolt

Wie schärfe ich der Katze die Krallen?
Die UN-Resolution 1 32 5 zu Frauen, Frieden und Sicherheit

m 8 . März 2 0 1 2 wurde der jüngste Natio-
nale Aktionsplan zur Umsetzung der UN-

Re solution 1 3 2 5 (Re s 1 3 2 5 ) in Holland verab schie-
det. E s ist b ereits die 2 . Auflage (2 0 1 2-2 0 1 5 ) , und
die Zu sammenarb eit von Zivilgesellschaft und In-
stitutionen wird b e sonders gelobt. Zusammenar-
b eit ist der spezifische »Mehrwert« , und der Fokus
liegt auf Frauen in Führungspo sitionen, der politi-
schen B eteiligung von Frauen in allen Phasen der
Konflikte , die Integration in Politik und Aktion
mit weit reichender öffentlicher Unterstützung .

D as schöne B ild der engagierten Ko operation
kann ab er nicht darüb er hinwegtäuschen, dass es
keine B eteiligung von Männern zu geb en scheint.
Außerdem b eklagen Aktivistinnen die Gefahr,
dass mit großem publizistischen Trara eine Um-
widmung bislang entwicklungs-politisch defi-
nierter Maßnahmen (»wir inve stieren in eure
Konflikte«) verbunden sein könnte . Ein Problem,
das es ernsthaft zu b edenken gilt.

In einem »Aide-Mémoire« hat die internationale
Frauenliga/IFFF, engl .WILPF

1 )

2 0 1 1 wieder einmal
grundlegende Üb erlegungen für den deutschen
Außenminister Guido We sterwelle formuliert,
unter dessen Ägide Re s 1 3 2 5 trotz deutscher Mit-
gliedschaft im UN-Sicherheitsrat keine relevante
B ezugsgröße ist: »In allen Krisengebieten der Welt
arb eiten Frauenfriedensgruppen üb er nationale ,
ethnische und religiö se Grenzen hinweg zu sam-
men . Sie sorgen für das Üb erleb en, verstecken D e-
serteure o der b eginnen mit Dialogen zur Verstän-
digung und Versöhnung, die oft zu nachhaltigen
Ergebnissen führen. Frauen sind nicht die b esse-
ren o der friedlicheren Menschen, ab er sie hab en
aufgrund ihrer sozialen Rollen eine größere Dis-
tanz zu Militär, Krieg, Macht und Gewalt. Diese
Distanz gilt es , als po sitive und wertvolle Re ssour-

1 ) Women' s international le ague for p eace and freedom,
www.wilpf. de , www.wilpfinternational . ch


